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Der Ausbau der Windenergie ist eingebrochen. Wahrend der bundesweite Zubau zwischen 2014 und
2018 bei durchschnittlich 2.700 Megawatt (MW) pro Jahr lag, wurden von Januar bis September 2019
nur 150 Anlagen mit einer Gesamtleistung von 514 MW errichtet. Das ist ein Einbruch um 81 Prozent
verglichen mit den jeweils ersten drei Quartalen der letzten fiinf Jahre. Der Trend zeigt weiter
bergab: In der jiingsten Ausschreibungsrunde fiir Wind- und Solaranlagen an Land wurde nicht ein
einziges Gebot fiir eine Windkraftanlage abgegeben.

Das ist eine dramatische Entwicklung fiir den Klimaschutz. Denn der Ausbau der Erneuerbaren
Energien ist fir nahezu alle Bereiche des Klimaschutzes — Kohleausstieg, Verkehrswende, Warme-
wende etc. — die Voraussetzung.

Es ist aber auch ein wirtschafts- und arbeitsmarktpolitisches Problem. In den letzten drei Jahren sind
uber 40.000 Jobs in der deutschen Windbranche verloren gegangen. Mehr, als es in der Braunkohle
uberhaupt Beschéftigte gibt. Deutsche Windenergieanlagenhersteller verkaufen kaum noch Anlagen.
Wegen wegbrechender Auftrage entlassen die Hersteller tausende Mitarbeiter. So hat etwa der
Windenergieanlagenhersteller Senvion Insolvenz angemeldet und die Firma Enercon will 3.000 Stel-
len abbauen. Besonders betroffen sind ohnehin strukturschwache Regionen im landlichen Raum.
Ohne Gegenmafsnahmen wird der Arbeitsplatzabbau weitergehen.

Statt der Windkraftbranche und ihren Beschéftigten nun unter die Arme zu greifen, droht mit der
geplanten restriktiven Abstandsregelung der Bundesregierung sogar das endgiiltige Aus fiir diese
Schliisselindustrie des 21. Jahrhunderts. Nach der Photovoltaik treibt die Bundesregierung nun die
néachste Zukunftstechnologie aus dem Land. Doch es muss unsere Aufgabe sein, die Wertschépfung
dieser Zukunftsbranche in Deutschland zu halten.

Die derzeit geltenden Abstandsregelungen aufgrund von Larm- und Sichtschutzvorgaben sind sach-
lich begriindet und angemessen. Zudem haben die Bundesldnder tiber die Regionalplanung den
notwendigen Spielraum, dariiber hinaus gehende Abstdnde festzulegen, die auf die individuellen Ge-
gebenheiten vor Ort abgestimmt sind. Eine pauschale Einschrankung der Planungshoheit der Lander
und Kommunen durch bundesweit einheitliche Mindestabstdnde finden wir héchst problematisch.
Sie wiren ein weiterer Riickschlag fiir die Branche in Deutschland, wiirde unser Erneuerbaren-Ziel
fiir 2030 konterkarieren und die Versorgungssicherheit gefihrden.

Um Arbeitspldtze und Wertschopfung in strukturschwachen Regionen Deutschlands zu erhalten und
den fiir die Energiewende essenziellen Ausbau der Windenergie wieder anzukurbeln, schlagen wir
daher eine Kombination aus 11 kurz- und mittelfristigen Mafdnahmen vor.



KURZFRISTIGE MARNAHMEN:

1. Anwohnerinnen und Anwohner am Erfolg der Windenergie beteiligen

Menschen, die in der Ndhe von Windenergieanlagen wohnen, sollen auch von ihr profitieren — und
zwar auch finanziell. Das starkt die Akzeptanz. Dies kénnen wir auf drei Wegen ermdoglichen:

e Eine Windpramie einfithren: Die von der Bundesregierung vorgeschlagene Regelung tiber
die Grundsteuer ist ein Schnellschuss, der den Windkraftausbau gefihrdet und den Kommu-
nen nicht viel hilft. Mit einer Windpramie wird stattdessen den Kommunalhaushalten tiber
die jetzt schon anfallende Gewerbesteuer hinaus ein Vorteil aus der Errichtung von Wind-
energieanlagen vor Ort verschafft. Eine vorher festgelegte Umsatzbeteiligung soll von jeder
Anlage in jedem Jahr an den Kommunalhaushalt gehen.

¢ Vergunstigte Stromtarife ermoglichen: AnwohnerInnen vor Ort sollen durch verglinstigten
Strom von den Windenergieanlagen in der Region profitieren konnen.

e FEinen Biirgerenergiefonds einrichten: Indem daraus die Anlaufphase von Biirgerenergie-
projekten vorfinanziert wird, konnen durch eine 6ffentliche Anschubfinanzierung die ersten
Planungs- und Projektkosten bezahlt werden. Kommt das Projekt zustande, wird der Kredit
reguldr abbezahlt. Scheitert das Projekt, wird der Kredit als Zuschuss betrachtet.

2. Kurzfristig Ausbaufliachen fiir blockierte Windanlagen verfiigbar machen

Um kurzfristig Flachen im Umfang von etwa 1.500 MW verfiighar zu machen, muss der Windener-
gieausbau um Drehfunkfeuer (D/VOR) an internationale Standards angepasst werden.

Bei Drehfunkfeuern handelt es sich um veraltete Navigationsanlagen, die heute nur noch als Back-
Up fir moderne Technik genutzt werden.

Die Fachagentur Windenergie an Land sieht aktuell zahlreiche Windanlagen durch Drehfunkfeuer
verhindert, die oftmals schon sehr weit im Planungsprozess fortgeschritten sind. Deshalb muss daftr
gesorgt werden, dass sich die deutsche Flugsicherung endlich an internationale Standards hélt und
der Mindestabstand von Windenergieanlagen zu D/VOR-Anlagen von 15 auf 10 Kilometer abgesenkt
wird.

3. Biirgerwindparks ermoglichen, Ausschreibungen fiir Biirgerenergieprojekte abschaffen

Das aktuelle Ausschreibungsverfahren erschwert besonders der Biirgerenergie die Teilnahme, da
die Unsicherheit iiber einen Zuschlag und damit das finanzielle Risiko zu grofs ist. Deshalb muss das
Ausschreibungssystem flr Biirgerenergieprojekte zugunsten einer Einspeisevergiitung abgeschafft
werden.

4. Repowering durch separate Ausschreibungen und verkiirzte Planung beschleunigen

In den néchsten Jahren fallen immer mehr alte Anlagen aus der EEG-Vergiitung heraus. Bei vielen
dieser Anlagen hietet sich ein Ersatz durch eine leistungsstarkere Anlage an. Deshalb missen sepa-
rate Ausschreibungsverfahren und zuséatzliche Mengen speziell fiir Repoweringprojekte eingefiihrt
und das Genehmigungsverfahren beschleunigt werden, wenn die neue Anlage am selben Standort
unter Bertiicksichtigung der rechtlichen Vorgaben, u. a. der TA Larm, errichtet werden soll.

Aktuell durchlaufen Windenergieanlagen, die bestehende Anlagen ersetzen sollen, das gleiche Ver-
fahren wie jene Anlagen, die an einem bisher nicht genutzten Standort gebaut werden sollen.
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5. Projektierern und Herstellern in der Krise mit KfW-Biirgschaften helfen

Aufgrund der unsicheren Bedingungen fiir den weiteren Ausbau der Windenergie in Deutschland
fallt es Projektierern und Herstellern zunehmend schwer, gute Konditionen oder iberhaupt Kredite
bei Banken zu erhalten, um Windenergieprojekte umsetzen zu kdnnen. Um weiterhin Projekte reali-
sieren zu kénnen, kénnten KfW-Biirgschaften eine kurzfristige Ubergangslésung sein. Besonders fiir
Blrgerenergieprojekte sollte solch eine Finanzierung gewahrleistet werden.

Dartiber hinaus ist es wichtig, dass zeitnah Bestellungen von Anlagen bei den Firmen eingehen und
sich eine Kontinuitét bei den hereinkommenden Auftrigen einstellt. Daflir brauchen die Projektierer
die Perspektive, dass Genehmigungshiirden entfallen, Biirokratie abgebaut wird und gerichtliche
Verfahren gestrafft werden.

Wenn sich diese positive Stimmung in der Branche einstellt, mussen die Projektierer bei der zeitna-
hen Bestellung von Anlagen unterstiitzt werden, um weitere Umsetzungsrisiken zu vermindern.
KfW-Kredite mit niedrigen Zinsen und KfW-Ausfallbtlirgschaften bei nicht realisierten Projekten se-
hen wir als eine geeignete Moglichkeit.

6. Die Beschiftigten im Blick haben — Qualifizierungs-Kurzarbeit fiir Arbeiterinnen

Fir die Beschéftigten kriselnder Unternehmen muss daher die Kurzarbeit auf 24 Monate ausgewei-
tet und mit Qualifizierung verbunden werden. Denn auch und gerade in der Windbranche miissen
sich die Beschéftigten auf neueste technische Entwicklungen einstellen. Eine solche ,Qualifizierungs-
Kurzarbeit“ tragt dazu bei, dass Fachkréfte gehalten und weiterqualifiziert werden kénnen und ver-
schafft Unternehmen Luft, sich auf neue Anforderungen einzustellen.

MITTEL- UND LANGFRISTIGE MARNAHMEN:

7. Ausschreibemengen erhéhen und Ausbauziele gesetzlich festlegen

Der Ausbaupfad fiir Wind an Land muss auf 5.000 - 6.000 Megawatt netto angehoben und die Aus-
schreibungen fiir Wind miissen dementsprechend angepasst werden. Die bisher in den zurtcklie-
genden Ausschreibungen unterzeichneten Mengen und die absehbar in den kommenden Jahren
durch Stilllegungen verloren gehenden Kapazititen miissen in kommenden Ausschreibungen ausge-
glichen werden.

8. Ausbau auch in den Siidlandern erméglichen

Windenergieanlagen stehen heute ganz iberwiegend im windreichen Norden Deutschlands. Inzwi-
schen sind jedoch auch Anlagen verfiigbar, die speziell fiir windschwéachere Regionen konzipiert
wurden. Um den Ausbau der Windenergie in den windschwécheren stidlichen Bundeslandern zu
unterstiitzen, muss das Referenzertragsmodell erweitert und im Rahmen des EEG die Marktpramie
fir 60%-Standorte eingefithrt werden. Denn ohne einen gleichméfiigeren deutschlandweiten Ausbau
der Windenergie wird sich mit der Abschaltung von Kohle- und Atomkraftwerken der Netzausbau-
bedarf weiter erhohen.

9. Fliachenziel festlegen, Planungs- und Genehmigungsverfahren beschleunigen

Gemeinsam mit den Ladndern muss der Bund ein Flachenziel festlegen und mindestens zwei Prozent
der Flache in Deutschland fiir Windenergie vorsehen. Ziel sollten verbindliche Flichenziele der Lan-
der sein. Statt pauschale Bauverbote fiir Windenergie zu schaffen, soll die Bundesregierung die lau-
fenden Regional- und Windplanaufstellungen zur Bereitstellung von Windenergieflichen der Lan-
der — wo dies moglich ist — unterstiitzen und nicht torpedieren. Es sind Regelungen noétig, um die
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Heilbarkeit von Regionalpldnen bei formalen Fehlern zu verbessern und die Digitalisierung der Ge-
nehmigungsverfahren voranzutreiben.

10. Natur- und Artenschutz standardisieren

Das Bundesverfassungsgericht hat der Bundesregierung schon 2018 ins Stammbuch geschrieben,
dass sie fiir einen einheitlichen Bewertungsmafistab von Naturschutzfragen bei der Genehmigung
von Windenergie sorgen muss. Bisher bleibt sie bei Ankiindigungen.

Es muss endlich fir bundesweit einheitliche Standards fiir die Koexistenz von Windenergie und Na-
turschutz gesorgt werden, um damit den Genehmigungsbehdrden vor Ort Bewertungsmafistibe,
Klarheit und Rechtssicherheit zu verschaffen. Die Nutzung der Ausnahmegenehmigung bei gutem
Zustand von Populationen, wie sie bereits jetzt im Naturschutzgesetz vorgesehen ist, soll nutzbar ge-
macht werden.

11. Gute Arbeit fiir saubere Energie gewihrleisten

Unternehmen kénnen langfristig nur gemeinsam mit ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern er-
folgreich sein kann. Wir appellieren an Hersteller und Projektierer, die Bildung von Betriebsraten zu
unterstiitzen. Hier muss der Gesetzgeber die Rechte der Betriebsréte starken — etwa durch besondere
Schutzbestimmungen zur Bildung von Betriebsrdten und eine stdrkere Einbindung der Betriebsréte
in die Personalplanung.
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	Mittel- und langfristige Maßnahmen:

